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Es gelten grundsétzlich die Festlegungen der Richtlinie des Thirringer Ministeriums fir Umwelt, Energie und
Naturschutz (TMUEN) von zur Férderung von KlimaschutzmaRnahmen und MafRnahmen zur Klimafolgenan-
passung in Kommunen in der jeweils glltigen Fassung. Diese Informationen und Anwendungshinweise sollen
den Gemeinden und Landkreises ermdglichen, zielgerichtet Antréage zu stellen.

1 Anwendungsbereich

Die geforderten Vorhaben sollen einen Beitrag zum Klimaschutz und zur Anpassung an die unvermeidba-
ren Folgen des Klimawandels in Thiringen leisten. Im Rahmen der Klimaschutzférderung sind die Energie-
effizienz, das Energiesparen und der Einsatz erneuerbarer Energien besonders wichtig. Es sollen Investiti-
onen ebenso wie konzeptionelle Arbeiten, der Aufbau von Kompetenzen und die Einfilhrung von Manage-
ment-Anséatzen bei der Energieversorgung, beim Klimaschutz und im Rahmen der Anpassung an die un-
vermeidbaren Folgen des Klimawandels bei Kommunen geférdert werden. Ziel der Richtlinie ist es dabei
auch, dass Thiringer Gemeinden und Landkreise verstarkt die Férderung des Bundes mit in Anspruch
nehmen. Dabei stehen die Minderung sowohl von direkten als auch indirekten Treibhausgas-Emissionen
oder die Anpassung an die Folgen des Klimawandels nicht nur in der jeweiligen Verwaltung selbst, sondern
auch im Gebiet der Kommune im Fokus der Richtlinie.

D.h. auch Vorhaben der Kommune, die Unternehmen oder anderen Organisationen sowie den Birgerinnen
und Birgern in der Kommune zugutekommen sollen, kdnnen beriicksichtigt werden, sofern die Férderzwe-
cke erfullt werden.

Das TMUEN fordert dabei auch in den jeweiligen Forderschwerpunkten die Beteiligung von Birgerinnen
und Burgern an der Konzepterstellung oder -umsetzung. Hinweise zur Blrgerbeteiligung finden sich in der
Broschire "Akteure im kommunalen Klimaschutz erfolgreich beteiligen” des Service- und Kompetenzzent-
rums kommunaler Klimaschutz:

https://www.klimaschutz.de/sites/default/files/difu_skkk broschuere_beteiligungsprozesse_0.pdf

2 Fordergegenstdnde im Bereich Klimaschutz

2.1 Einstiegspaket

Das Einstiegspaket nach Ziffer 2.1 soll Kommunen unabhéngig von ihrer finanziellen Situation den Einstieg
und die Orientierung in kiinftige Klimaschutzvorhaben ermdglichen.

Gefordert werden externe Leistungen als Einstiegspaket zum kommunalen Klimaschutz als einmaliger
Festbetrag je Antragsteller. Dazu gehdren:

1. Einstiegsberatungen durch qualifizierte Dritte, beispielsweise durch einen externen Berater.

2. Explizit kann die Forderung auch zur Vorbereitung und Kofinanzierung der Fokusberatung fir Kommu-
nen der Kommunalrichtlinie des Bundes im Zuge der nationalen Klimaschutzinitiative genutzt werden.
Dabei sind aber die Forderbedingungen des Bundes zu beachten, sodass hier in der Regel ein Eigen-
anteil von mindestens 15 % fur die Kommunen verbleibt.

3. Leistungen zur Vorbereitung von Vergabeverfahren zum Klimaschutz, beispielsweise fiir die Vergabe-
verfahren energieeffizienter Gebaudetechnik, Energieeinspar-Contracting oder von Beraterleistungen
fur umfangreichere Treibhausgas-Minderungskonzepte (i.d.R. Energie- oder Klimaschutzkonzepte) und
Machbarkeitsstudien.

4. Die Offentlichkeitsarbeit zum Klimaschutz, beispielsweise der Druck von Broschiiren zum Klimaschutz
(z.B. Ratgeber zum Energiesparen) oder Aktionsflyer fiur bestimmte KlimaschutzmaBnahmen (z.B.
Stadtradeln), die Durchfiihrung von o6ffentlichen Veranstaltungen zur Férderung des Klimaschutzes u.a.

5. Weiterhin die aktive Beteiligung von Burgerinnen und Birgern an konzeptionellen Vorhaben oder an
der Umsetzung anderer geplanter Malihahmen.

6. Die Kofinanzierung von Aktionen zugunsten von Burgerinnen und Blrgern und Unternehmen vor Ort,
beispielsweise Ubernahme des Eigenanteils von Energieberatungen fir Gebaudeeigentiimer bei Priva-
ten durch die Kommune, 0.4.

7. sowie alle aus der Einstiegsberatung abgeleiteten Einzel-Malinahmen im Sinne von 2.2 bis 2.10 unter-
halb der Grenze von 7.500 € zuwendungsfahiger Ausgaben, dazu kdnnen u.a. Investitionen in Gebau-
de wie der Austausch von Pumpen, der Einsatz erneuerbarer Energien oder die Anschaffung von Elek-
trofahrradern oder anderen Elektrofahrzeugen und der dazugehérigen Technik aber auch konkrete
Konzepte gehdren.


https://www.klimaschutz.de/sites/default/files/difu_skkk_broschuere_beteiligungsprozesse_0.pdf
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Uber das Einstiegspaket konnen dartiber hinaus auch andere als die hier genannten MalRnahmen zur Fér-
derung des Klimaschutzes in der Kommune finanziert werden. Dazu muss die Kommune ihr Vorhaben im
Forderantrag entsprechend begriinden und den Mechanismus zur Senkung der Treibhausgasemissionen
aufzeigen. Vorhaben, die nicht zu Treibhausgasminderungen fuhren, kdnnen nicht geférdert werden.

Das Einstiegspaket ist eine einmalige Festbetragsforderung fur Malinahmen, die relativ frei gestaltet wer-
den kénnen. Bedingung ist aber mindestens eine initiale Beratung und damit Einschatzung der méglichen
MaRnahmen. Insbesondere kénnen auch die Vorbereitung von anderen Vorhaben (z.B. Beantragung Bun-
des- oder andere Landesforderung), Offentlichkeitsbeteiligung oder Kampagnen z.B. zum Energiesparen
oder zur Energieberatung, Bestandaufnahmen oder auch Investitionen, z.B. in Elektrolastenrader finanziert
werden. Die Uber das Einstiegspaket geférderten Vorhaben mit Ausnahme der Einzelmalinahmen im Sinne
von 2.2. bis 2.10 durfen die Ausgaben von 7.500 € Uberschreiten, der Ubersteigende Anteil ist jedoch aus
eigenen Mitteln des Zuwendungsempfangers zu finanzieren. Weiterhin kann das Einstiegspaket der Thi-
ringer Richtlinie auch genutzt werden, um die Fokusberatung vom Bund vorzubereiten oder kozufinanzie-
ren (bis zu 20 Beratungstage zu 65 % Bundesforderung, mindestens 15 % Eigenanteil der Kommune, der
Rest kann Uber das Einstiegspaket des Landes anteilig finanziert werden, bei sogenannten ,finanzschwa-
chen Kommunen* erhdht sich der Bundesanteil).

2.2 THG-Minderungskonzepte

Gefordert wird die Erstellung von Treibhausgas-Minderungskonzepten, insbesondere von Klimaschutzkon-
zepten sowie Klimaschutzteilkonzepten zur klimafreundlichen Mobilitat, zum integrierten Klimaschutz und
zur klimafreundlichen Warme-/Kéltenutzung im Sinne der Kommunalrichtlinie der nationalen Klimaschutzi-
nitiative. Hier wird angestrebt, dass die Antragsteller ebenfalls in der Bundes-Kommunalrichtlinie oder an-
deren Programmen des Bundes wie dem KfW-Programm 432 einen Antrag auf Férderung stellen. Die For-
derung kann jeweils in Héhe der vom jeweiligen Bundesprogramm vorgegebenen Grenzen kombiniert wer-
den.

Besonders relevant erscheinen folgende Férderprogramme des Bundes:

- Richtlinie zur Férderung von Klimaschutzprojekten im kommunalen Umfeld des Bundesministeriums fur
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (Kommunalrichtlinie im Rahmen der Nationalen Klima-
schutzinitiative),

- Programms 432 der Kreditanstalt fir Wiederaufbau — Energetische Stadtsanierung — Zuschiisse fur in-
tegrierte Quartierskonzepte.

Bitte beachten Sie die Antragsfristen bei den Bundesprogrammen.
Nach Mdglichkeit sollte die Beteiligung der Birgerinnen und Birger von Anfang an eingeplant werden.

Der Fordersatz laut Richtlinie betragt bis zu 40 % der forderfahigen Ausgaben, diese missen jedoch min-
destens 7.500 € betragen. Durch Kombination mit anderen Férderprogrammen entsteht eine i.d.R. sehr at-
traktive Forderung.

Bei kleineren Vorhaben wird auf das Einstiegspaket verwiesen.

2.3 Konzepte zur energetischen Modernisierung von Gebauden und Stralenbeleuchtung

Die Erstellung einer Bestandsaufnahme und von darauf aufbauenden Konzepten zur energetischen Mo-
dernisierung von Gebauden und StralRenbeleuchtung im Eigentum des Antragstellers ist oft die Vorausset-
zung, um Investitionen zu priorisieren und zu planen, sowie in Folge mdgliche Einspareffekte zu nutzen.

Bei der StraBenbeleuchtung und bei Gebauden kénnen diese Konzepte auch zu einer Bestandserfassung
und ersten Priorisierung von weiteren Untersuchungen oder zu einer Priorisierung der Vorhaben genutzt
werden. Diese Konzepte mussen nicht den Gesamtbestand des Antragstellers erfassen, sondern kénnen je
nach Bedarf des Antragstellers angepasst werden. Insgesamt mussen die zuwendungsfahigen Ausgaben
je Vorhaben aber bei mindestens 7.500 € liegen, sodass es sich anbietet, mehrere Gebaude sowie Stra-
Renabschnitte zu kombinieren. Der Fordersatz liegt bei bis zu 40 % der zuwendungsfahigen Ausgaben.

Fir Einzelgebaude wird auf die BAFA-Forderung verwiesen: Richtlinie Energieberatung fur Nichtwohnge-
baude von Kommunen und gemeinnitzigen Organisationen (Bundesministerium fur Wirtschaft und Ener-

gie).

Insbesondere fir finanzschwache Kommunen kann bei Inanspruchnahme von Férdermitteln aus der ge-
nannten Bundesrichtlinie bei mehreren Gebauden eine zusatzliche Forderung tber die Richtlinie des Frei-
staats Thuringen sinnvoll sein. Kleine Gemeinden kénnen auch gemeinsam mit anderen Kommunen einen
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Antrag stellen, um entsprechende Grof3en fir die Férderung zu erreichen. Bei kleineren Vorhaben wird auf
das Einstiegspaket verwiesen.

2.4  Einfuhrung eines kommunalen Energiemanagementsystems

Forderfahig ist die Einfihrung von Energiemanagementsystemen, wie z.B. dem kommunalen Energiema-
nagement. Auf das Programm der ThEGA zur Unterstitzung bei der eigensténdigen Einfihrung des kom-
munalen Energiemanagements wird hingewiesen. Damit kann zielgerichtet der energetische Betrieb und
die Planung von Investitionen bei kommunalen Anlagen optimiert werden. Damit bietet es auch die geeig-
nete Grundlage fir Investitionen nach Punkt 2.6 der Richtlinie.

Insgesamt miissen den Vorhaben nach dieser Ziffer ein qualifiziertes Konzept oder qualifizierte Instrumente
zugrunde liegen. Diese sind bei der Antragstellung zu benennen.

2.5 Kompetenzaufbau und Einfuhrung von Klimaschutzmanagementsystemen

Der Kompetenzaufbau in Kommunen zur Umsetzung des Klimaschutzes kann in Form von Beratung, Bil-
dung und Weiterbildung durch Dritte auf Basis eines konkreten Konzeptes geférdert werden. Auch hier
kénnen Gemeinden gemeinsam einen Antrag stellen, um die erforderliche Gréenordnung von mindestens
7.500 € zuwendungsfahiger Ausgaben zu erreichen. Der Foérdersatz betragt bis zu 80 %.

Zum Kompetenzaufbau gehoéren auch gezielte Beteiligungs- und Dialogformate, die Burgerinnen und Bur-
ger zur Konzeption oder Entscheidungsfindung einbeziehen.

Weiterhin ist die Einfiihrung von Klimaschutzmanagementsystemen férderfahig. Dazu zahlt beispielsweise
der European Energy Award. Aber auch Managementsysteme in Kooperation mit in der Gebietskorper-
schaft ansdssigen Unternehmen kénnen zum Klimaschutz beitragen, z.B. Okoprofit (Energie) oder Betrieb-
liches Mobilitdttsmanagement. Gleiches gilt fir Umweltmanagementsysteme in Kommunalverwaltungen
(z.B. EMAS), wenn diese explizit auch Ziele im Bereich Klima verfolgen.

Insgesamt mussen den Vorhaben nach dieser Ziffer ein qualifiziertes Konzept oder qualifizierte Instrumen-
te zugrunde liegen. Diese sind bei der Antragstellung zu benennen.

2.6 Gebaudetechnische Investitionen

Gebaudetechnische Investitionen im Bereich kommunaler Liegenschaften, die der THG Minderung und der
Energieeinsparung dienen, sind férderféhig, soweit diese energetisch zweckméaRig sind in Bezug auf das
Ziel eines klimaneutralen Gebaudebestandes. Das bedeutet, dass insbesondere Investitionen, die ein un-
zureichendes energetisches Ambitionsniveau langfristig manifestieren, von der Férderung ausgeschlossen
werden sollen.

Als Zwischenschritt zur langfristigen Klimaneutralitdét des Geb&audebestandes werden fiir das Jahr 2030
mindestens 50 % Erneuerbare-Energien-Anteil fur Malinahmen, die durch Landesmittel geférdert werden,
angestrebt, was durch eine Kombination aus Steigerung der Energieeffizienz und Installation von erneuer-
bare Energien-Anlagen erreicht werden soll.

Nicht forderfahig ist damit zum Beispiel die reine Ersatzinvestition eines bestehenden Kessels zur Verfeue-
rung fossiler Brennstoffe mit lediglich geringer CO2-Einsparung, da dieser nicht hinreichend zum Pfad der
Treibhausgasminderung beitragt. Bei Erzeugungsanlagen sind bis 2030 also mindestens 50 % erneuerbare
Energien zu erreichen.

Demgegenuber kdnnen Effizienzmallnahmen bei Warmeenergiebedarf (z.B. Dammung der obersten Ge-
schossdecke), der Warmeverteilung (Dd&mmung von Rohren und Austausch von Pumpen durch Hocheffi-
zienzpumpen), die Warmertickgewinnung sowie die Erzeugung von Energie auf Basis erneuerbarer Ener-
gien (Solar (aul3er Photovoltaik), Biomasse, Umgebungs- und Erdwarme) geférdert werden. Diese Aufzéh-
lung ist nicht abschlielend. Mehrere Ma3nahmen, auch an mehreren Gebauden, kénnen gemeinsam oder
einzeln beantragt werden. Weiterhin kbnnen Kommunen gemeinsam Antrage stellen

Fur die Erneuerung der Innen- und Hallenbeleuchtung kommunaler Liegenschaften (fir Auf3en- und Stra-
Benbeleuchtung siehe Ziffer 2.7) wird die Kombination mit der Kommunalrichtlinie des Bundes empfohlen.
Da fir Kindertagesstatten, Schulen, Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, Jugendwerkstéatten sowie
Sportstatten Sonder-Foérdertatbestande bestehen, wird bei der Modernisierung der Au3en-, Innen- und Hal-
lenbeleuchtung, der RLT-Anlagen (mit Warmertickgewinnung) sowie der Errichtung von Mobilitétsstationen
und der Verbesserung des Radverkehrs explizit auf die Kommunalrichtlinie hingewiesen.
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Fur den Einbau von Erneuerbare-Energien-Anlagen wird die Kombination mit dem Marktanreizprogramm
Uber das Bundesamt fur Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) angeregt (Richtlinien des Bundesministe-
riums fur Wirtschaft und Energie zur Férderung von MalBnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien im
Warmemarkt).

Fur den hydraulischer Abgleich, den Einbau von Hocheffizienz-Pumpen sowie damit in Verbindung stehen-
de Optimierungs- und Investitionsmalinahmen wird weiterhin auf die Richtlinie zur Férderung der Hei-
zungsoptimierung durch hocheffiziente Pumpen und hydraulischen Abgleich, die im Auftrag des BMWI
ebenfalls durch das BAFA gefordert wird, hingewiesen. Diese Fdrderung ist aber ausnahmsweise nicht mit
der hier genannten Férderung kombinierbar, kann aber eine attraktive Alternative fiir Kommunen darstellen.

Antragsteller werden aufgefordert, einzuschatzen, wie die Nutzungsintensitat und die Nutzungsprognose
des jeweiligen Gebaudes oder der jeweiligen Anlagen sind und darauf aufbauend die zu erzielenden Ein-
sparungen an Energie oder den Umfang der Erzeugung erneuerbarer Energien sowie die damit eingespar-
ten Treibhausgasemissionen abzuschatzen. Weiterhin sind die Energieverbrauche ein Jahr vor der Investi-
tion und drei Jahre nach der Investition zu erfassen und dem Férdermittelgeber zu Gbermitteln. Diese Da-
ten dienen der Evaluation und dem Monitoring der Richtlinie und werden ggf. auch verdffentlicht.

2.7 Investitionen in AuBen- und StralRenbeleuchtung

Forderfahig ist zudem die Modernisierung der StraRenbeleuchtung, sofern hierbei Energie eingespart wer-
den kann und bestimmte weitere Anforderungen erfullt werden. Dazu zahlen hocheffiziente Leuchten oder
Leuchten-Einbausétze wie z.B. LED-Leuchten. Gefordert wird auch die solare Stral3enbeleuchtung. Grund-
satzlich erfolgt die Forderung der Stral3enbeleuchtung nur in Verbindung mit einer bedarfsabhangigen
Steuerung.

Sowohl fur die Auf3en- als auch die StraBenbeleuchtung gilt, dass die Farbtemperatur grundsatzlich maxi-
mal 3.000 Kelvin (warmweil3es Licht) betragen darf. Bei technischen Leuchten darf Licht nicht oberhalb von
90° emittiert werden (eine Ausnahme gilt fir dekorative Leuchten, bei denen der entsprechende Lichstro-
manteil allerdings 5% nicht Uberschreiten darf). Die Reparaturfahigkeit (Austauschbarkeit von LED-Modul
und Vorschaltgerat) muss bestatigt sowie eine System-Lebensdauer von mindestens 8 Jahren garantiert
werden. Des Weiteren wird eine ENEC-Zertifizierung der Leuchten sowie eine ISO 9.001-Zertifizierung des
Produktionsstandortes vorausgesetzt.

Fur die Modernisierung der AuRenbeleuchtung kommunaler Liegenschaften sowie der Stral3enbeleuchtung
wird die Kombination mit der Kommunalrichtlinie des Bundes empfohlen.

Der Fordersatz dieser Richtlinie betrégt bis zu 10 % der férderfahigen Ausgaben, diese missen jedoch
mindestens 7.500 € betragen. Die maximale Zuwendung liegt bei 80.000 €. Bei kleineren Vorhaben wird
auf das Einstiegspaket verwiesen.

2.8 Investitionen in E-Mobilitat

Es werden

1. bis zu dreirédrige E-Fahrzeuge als Pedelecs, Lastenpedelecs, Elektrofahrrader, Elektrolastenfahrrader
sowie Elektrokraftfahrzeuge (nach Klassifizierung der EG-Fahrzeugklassen L1e bis L7€)

2. Kraftfahrzeuge der Fahrzeugklassen M, N und T, soweit sie ausschlieR3lich Giber elektrische Motoren als
Antrieb verfiigen (d.h. keine Hybridfahrzeuge), einschlief3lich Batteriemiete

3. Abstellanlagen fir bis zu dreirédrige E-Fahrzeuge
4. Einrichtung oder Nachristung von Ladeeinrichtungen fiir die unter Punkt 1 und 2 genannten Fahrzeuge

mit 30% der zuwendungsfahigen Anschaffungs- oder Einrichtungskosten geférdert. Weiterhin kann ein
Forderbonus von 10 % genehmigt werden,

- wenn nachgewiesen wird, dass die geférderten Fahrzeuge andere Fahrzeuge ersetzen, oder

- wenn entsprechend Punkt 2.2 der Richtlinie ein Klimaschutzkonzept fir nachhaltige Mobilitat vorliegt
oder erarbeitet wird, oder

- wenn nach Punkt 2.5 der Richtlinie ein Managementsystem eingefiihrt wurde, das zumindest Mobilitat
auch zum Thema hat.
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Fur Elektrofahrrader, Elektrolastenrader und die dazugehorige Ladeinfrastruktur liegt der Fordersatz zu-
nachst generell bei 40 %. Die Antragsteller werden gebeten, beim Kauf solcher Rader, auf ein einheitliches
Akku-System sowie auf die moglichst vielfaltige Nutzbarkeit der Rader fur unterschiedliche Personen und
unterschiedliche Zwecke zu achten. Die Nutzung der Fahrrdder auch durch Dritte steht nicht im Wider-
spruch zu dieser Férderung, d.h. die Antragsteller kdnnen die Fahrrader beispielsweise auch zeitweise ver-
leihen, um in ihrer Kommune fir nachhaltige Mobilitat zu werben.

2.9 Investitionen in intelligente Verkehrssteuerungen zur Verbesserung des Verkehrsablaufs von
FuBverkehr, Radverkehr und OPNV

Zuwendungsfahig sind investive Malinahmen wie die Installation von Hinweisschildern zur Verbesserung
von Verkehrsflissen des Rad- und FuRBverkehrs an Ampeln oder Systeme zur Vernetzung von Ampeln.
Neben den (technisch-)investiven MaBnahmen werden auch die Beschaffung und Nutzung von Verkehrs-
daten gefordert, sofern diese den Zweck des Férdergegenstandes erfiillen. Nicht férderfahig sind also bei-
spielsweise die Beschaffung und Nutzung von Daten zur Verbesserung des Verkehrsflusses von Kraftfahr-
zeugen. Auch fur diesen Fordergegenstand wird die Kombination mit der Kommunalrichtlinie empfohlen.

Fur Vorhaben nach Foérdergegenstand 2.9 betragt der Fordersatz bis zu 20 % der zuwendungsfahigen
Ausgaben. Die H6he der maximalen Zuwendung liegt bei 80.000 €.

2.10 Investitionen in technische EffizienzmalRnahmen bei Abwasser- oder Klar- sowie bei Trink-
wasseranlagen

Gefordert werden kénnen MaRRnahmen, die zu Energieeinsparungen bei der Wasser- und Abwasserver-
sogung fuhren. Dazu zadhlen beispielsweise MalRnahmen zur Verarbeitung und Verwertung von Kilar-
schlamm oder die Erneuerung von Geblasen und Luftungsanlagen fir die Belebungsbecken von Klaranla-
gen. Forderfahig sind auch Investitionen in Pumpen und Motoren bei Anlagen, die der Behandlung von
Abwasser dienen.

Forderfahig bei der Versorgung mit Trinkwasser sind z.B. Investitionen in effiziente Pumpen und Ventilato-
ren. Die Installation einer zweckmaRigen Mess-, Steuer- und Regelungstechnik kann ebenfalls tber diesen
Fordergegenstand bezuschusst werden. Auch fur diesen Foérdergegenstand wird die Kombination mit der
Kommunalrichtlinie empfohlen.

Fir Vorhaben nach Ziffer 2.10 betragt der Fordersatz bis zu 20 % der zuwendungsfahigen Ausgaben. Die
Hohe der maximalen Zuwendung liegt bei 80.000 €.

2.11 Weiterentwicklung von modellhaften oder besonders innovativen Projekten zur Beantragung
bei anderen Férdermittelgebern

Forderfahig sind ausgewahlte und im Sinne des Klimaschutzes besonders vorteilhafte Vorhaben, die zu ei-
nem spateren Zeitpunkt als Referenz fir andere Projekte dienen sollen bzw. deutlich tber gesetzlichen
Standards liegen.

Voraussetzung fir die Antragstellung ist die Einreichung einer Forderskizze, die insbesondere auf die Mo-
dellhaftigkeit oder die besondere Innovation des Vorhabens eingeht. Ferner missen der Ausgangspunkt,
die angestrebte Umsetzung durch den Antragsteller, die Ubertragbarkeit des Vorhabens auf andere sowie
der Mechanismus und der Umfang der angestrebten Treibhausgasminderung beschrieben werden. Die
Forderquote zur Weiterentwicklung des Projektes betragt 80% fir die konzeptionelle Ausarbeitung
und/oder Beantragung einer Forderung bei Dritten.

Im Falle der Beantragung bei einem anderen Fordermittelgeber gilt fur die praktische Umsetzung des Pro-
jekts der erfolgreiche Abschluss der ersten von zwei Stufen (konzeptionelle Vorarbeit) als Voraussetzung
fur die Forderfahigkeit.

Unter der Voraussetzung der Fordermittelzusage durch einen anderen Férdermittelgeber wird eine zuséatz-
liche Forderung zur Umsetzung der Projekte von bis zu 40 % der zuwendungsfahigen Ausgaben gewahrt.
Ansonsten kann ein besonders innovatives Projekt auch nur tGber Klimalnvest geférdert werden, hier liegt
der Foérdersatz dann jedoch nur bei 40 %. Die Evaluation der Modellhaftigkeit erfolgt in diesem Fall durch
die TAB im Einvernehmen mit dem TMUEN.

Es wird besonders auf die intendierte Beteiligung an Aufrufen des Bundes zu Modellprojekten hingewiesen,
u.a. im Rahmen der nationalen Klimaschutzinitiative des Bundes (NKI).



Anwendungshinweise und ergédnzende Nebenbestimmungen fir die Férderung von Klimaschutz- und Klimafolgenanpassungsmaf3nahmen
in Kommunen 7

TAB-13302/05.19

2.12 Personal fur Klimaschutz- oder Energiemanagement

Forderfahig sind Stellenausgaben in Zweckverbanden oder kommunalen Gebietskdrperschaften, sofern
sich das Personal ausschlieRlich mit MaRnahmen zur Verbesserung des Klimaschutzes (und ggf. der Kili-
mafolgenanpassung) in der Gebietskdrperschaft oder dem Zweckverband beschéftigt. Dazu zahlen bei-
spielsweise Klimaschutzmanagerinnen und -manager im Sinne der Kommunalrichtlinie des Bundes oder
andere Klimaschutzkoordinatoren, die nicht Gber die Kommunalrichtlinie gefoérdert werden. Der Antragstel-
ler wird dazu aufgefordert, eine detaillierte Aufgabenbeschreibung der zu férdernden Stelle mit einzu-
reichen.

Zuwendungsfahig sind auRerdem Ausgaben fir eine weiterfilhrende Beschaftigung des Personals, auch
wenn es sich bei der angestrebten Beschéaftigung um eine unbefristete Stelle handelt (,Anschubfinanzie-
rung®). Nicht forderfahig sind die Personalausgaben von bereits vor Beginn der Forderung unbefristet an-
gestelltem Personal.

Gefordert wird aulerdem Personal zur Einfihrung von Energiemanagementsystemen, wie z.B. dem kom-
munalen Energiemanagement oder dem European Energy Award.

Der Fordersatz fur Personalausgaben liegt bei bis zu 60 % der zuwendungsféhigen Ausgaben bei Klima-
schutzmanagement fiir maximal bis zu 3 Jahre. Der Férdersatz flr Personalausgaben flr Energiemanage-
ment liegt bei Abschluss einer verbindlichen Kooperationsvereinbarung mit der ThEGA zum Aufbau eines
Energiemanagementsystems mit kommunalem EMS bei bis zu 60 %, ansonsten bei bis zu 40 % der zu-
wendungsfahigen Ausgaben fir jeweils bis zu 2,5 Jahre.

3 Fordergegenstande im Bereich Klimafolgenanpassung

Eine Forderung von Vorhaben nach den Foérdergegenstanden 3.1 und 3.4 unterliegt besonderen Bedin-
gungen. So sind bauliche MaRnahmen zur Vorbeugung der Uberhitzung in und an Geb&uden (z.B. Damm-
und VerschattungsmafRnahmen), sofern maoglich, vordergriindig zu realisieren. Technische Gerate sind er-
ganzend zu baulichen MalRnahmen und nur férderfahig, sofern sie als besonders energieeffizient eingestuft
werden. Forderféahig ist dabei der Einbau von Anlagen zur Nutzung naturlicher Kélte (Erdreich, Grundwas-
ser) und der Anschluss an Netze mit zentraler Kalteerzeugung auf Basis von Absorptions- oder natirlicher
Kalte.

3.1 Einstiegspakete

Das Einstiegspaket soll Kommunen unabhéangig von ihrer finanziellen Situation den Einstieg und die Orien-
tierung in kinftige Klimafolgenanpassungsvorhaben ermdglichen.

Gefordert werden externe Leistungen als Einstiegspaket zur kommunalen Klimafolgenanpassung als Fest-
betrag je Antragsteller. Dazu gehéren:

1. Einstiegsberatungen durch qualifizierte Dritte, beispielsweise durch einen externen Berater.

2. Explizit kann die Férderung auch zur Vorbereitung von Fordervorhaben genutzt werden, die Uber die
DAS-Richtlinie des Bundes beantragt werden sollen. Dabei sind aber die Férderbedingungen des Bun-
des zu beachten, so dass hier in der Regel ein Eigenanteil von mindesten 15 % fiir die Kommunen ver-
bleibt. Der Bereich der Klimafolgenanpassung wird in der neuen Richtlinie der Deutschen Anpassungs-
strategie (DAS-Richtlinie) geregelt. Néheres hierzu regelt das Bundesministerium fir Umwelt, Natur-
schutz und nukleare Sicherheit (BMU) bzw. der Projekttrager Zukunft-Umwelt-Gesellschaft (ZUG)
gGmbH.

3. Leistungen zur Vorbereitung von Vergabeverfahren zur Klimafolgenanpassung, beispielsweise fir die
Vergabeverfahren geb&udetechnischer Hitzeschutzmalinahmen oder von Beraterleistungen fir um-
fangreichere Konzepte zur Klimafolgenanpassung, aber auch Klimaanalysen, Verwundbarkeitsuntersu-
chungen und Machbarkeitsstudien.

4. Die Offentlichkeitsarbeit zur Klimafolgenanpassung, beispielsweise der Druck von Broschiiren (z.B.
Ratgeber zum Gebaudeschutz vor Hitze) oder Aktionsflyer fir bestimmte Klimafolgenanpassungsmalf-
nahmen (z.B. Starkregenvorsorge, Verhaltensregeln bei Hitze), die Durchfiihrung von 6ffentlichen Ver-
anstaltungen zur Foérderung der Klimafolgenanpassung, u.a.

5. Weiterhin die aktive Beteiligung von Blrgerinnen und Birgern an konzeptionellen Vorhaben oder an
der Umsetzung anderer geplanter Malinahmen.
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6. Die Kofinanzierung von Aktionen zugunsten von Burgerinnen und Burgern und Unternehmen vor Ort,
beispielsweise Ubernahme des Eigenanteils von Beratungen im Zusammenhang mit Starkregen, Uber-
schwemmung oder steigenden Temperaturen fir Gebaudeeigentimer durch die Kommune, o0.a.

7. sowie alle aus der Einstiegsberatung abgeleiteten Einzel-MalRinahmen im Sinne von 3.2 bis 3.4 unter-
halb der Grenze von 7.500 € zuwendungsféhiger Ausgaben, dazu kdnnen u.a. Investitionen in Geb&u-
de wie VerschattungsmafRnahmen, Begriinungen, Schaffung offener Wasserflachen oder konkrete
Konzepte gehdren.

Uber das Einstiegspaket kénnen dariiber hinaus auch andere als die hier genannten MaRnahmen zur For-
derung der Klimafolgenanpassung in der Kommune finanziert werden. Dazu muss die Kommune ihr Vor-
haben im Férderantrag entsprechend begriinden und den Mechanismus zur Wirkung der geplanten Klima-
folgenanpassungsmafnahme aufzeigen. Vorhaben, die nicht zur Klimafolgenanpassung fiihren, kénnen
nicht gefoérdert werden.

Das Einstiegspaket ist eine einmalige Festbetragsforderung fir Maflinahmen, die relativ frei gestaltet wer-
den kdnnen. Bedingung ist aber mindestens eine initiale Beratung und damit Einschéatzung der moglichen
MaRnahmen. Insbesondere kénnen auch die Vorbereitung von anderen Vorhaben (z.B. Beantragung Bun-
des- oder andere Landesforderung), Offentlichkeitsbeteiligung oder Kampagnen z.B. zum Schutz der
menschlichen Gesundheit bei steigender Hitzebelastung, Bestandsaufnahmen oder auch Investitionen z.B.
in 6ffentlich zugéangliche Trinkwasserbrunnen finanziert werden. Die Uber das Einstiegspaket geforderten
Vorhaben dirfen die Kosten von 7.500 € Uberschreiten, solange sie nicht Uber einen anderen Férderge-
genstand der Richtlinie forderfahig sind. Was uber den Festbetrag hinausgeht, muss selbst finanziert wer-
den.

3.2 Konzepte zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels

Gefordert werden die Erstellung von Konzepten zur Klimafolgenanpassung, Klimaanalysen, Verwundbar-
keitsuntersuchungen oder auch Machbarkeitsstudien. Hier wird angestrebt, dass die Antragsteller ebenfalls
in Programmen des Bundes wie zukiinftig gem. der DAS - Richtlinie (aktuell in Bearbeitung) einen Antrag
auf Forderung stellen. Die Forderung kann jeweils in Hoéhe der vom jeweiligen Bundesprogramm vorgege-
benen Grenzen kombiniert werden.

Nach Mdglichkeit sollte die Beteiligung der Burgerinnen und Birger von Anfang an eingeplant werden.

Der Fordersatz laut Richtlinie betragt bis zu 40 % der forderfahigen Ausgaben, diese missen jedoch min-
destens 7.500 € betragen. Durch Kombination mit der DAS-Richtlinie kdnnte in Zukunft eine sehr attraktive
Forderung entstehen.

Bei kleineren Vorhaben wird auf das Einstiegspaket (Ziffer 3.1) verwiesen.

3.3 Kompetenzaufbau und Einfilhrung von Managementsystemen

Der Kompetenzaufbau in Kommunen zur Umsetzung der Klimafolgenanpassung kann in Form von Bera-
tung, Bildung und Weiterbildung durch Dritte auf Basis eines konkreten Konzeptes geférdert werden. Auch
hier kbnnen Gemeinden gemeinsam einen Antrag stellen, um die erforderliche Gré3enordnung von min-
destens 7.500 € zuwendungsfahiger Ausgaben zu erreichen. Der Fordersatz betréagt bis zu 80 %.

Zum Kompetenzaufbau gehoéren auch gezielte Beteiligungs- und Dialogformate, die Burgerinnen und Bur-
ger zur Konzeption oder Entscheidungsfindung einbeziehen.

Weiterhin ist die Einfihrung von Energie- und Klimaschutz-Managementsystemen, wie z.B. der European
Climate Adaption Award forderfahig.

Insgesamt missen den Vorhaben nach dieser Ziffer ein qualifiziertes Konzept oder qualifizierte Instrumen-
te zugrunde liegen. Diese sind bei der Antragstellung zu benennen.

3.4 Investitionen an kommunalen Liegenschaften/Infrastruktureinrichtungen

Es kénnen MalRnahmen, die zur Vorbeugung von Uberhitzung von Raumen dienen, wie z.B. DammmaR-
nahmen oder Sonnenschutzvorrichtungen, gefordert werden. Auch Verschattungsmaf3hahmen, Dach-,
Fassaden-, oder Hofbegriinungen, objektbezogene UberflutungsvorsorgemaRnahmen (Starkregen) oder
Verbesserungen gegen Sturm, Hagel oder erhdhte Schneelast sind férderfahig. Diese Aufzahlung ist nicht
abschlieBend. Mehrere MaRnahmen, auch an mehreren Gebauden, kbnnen gemeinsam beantragt werden.
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Weiterhin kdnnen Kommunen gemeinsam Antrage stellen.

Im offentlichen Raum sind dezentrale Versickerungen, Mulden, Rigolen oder Baumrigolen an StralRen und
Platzen forderfahig, wenn diese der Anpassung an die Folgen des Klimawandels dienen. Ebenso soll die
Verschattung von Platzen, Sitzplatzen, Spielflachen, Ful3- und Radwegen unterstitzt werden. Hierbei ist
insbesondere auch an eine mulitfunktionale Flachennutzung (z.B. Qualifizierung von StraBen und Spiel-
oder Sportplatzen, als temporare Regenzwischenspeicher, Verkehrssicherheit und Barrierefreiheit) zu den-
ken. Auch die Erh6éhung des Riickstrahlvermégens (Albedo) von StraRen, Gehwegen und Platzen kann mit
einer teilweisen Begrunung (Entsiegelung) verbunden werden. Auf diese Weise sind z.B. sowohl die Hitze-
belastung als auch die Regenversickerung optimierbar. Auch der Austausch von Baumen hin zu trockenre-
sistenteren Arten, die Schaffung offener Wasserflachen oder die Offenlegung verrohrter Gewasser sind
forderfahige MaRnahmen, sofern diese nicht tber ein anderes Foérderprogramm der Thiringer Aufbaubank
zuwendungsféhig sind.

3.5 Personal fur die Anpassung an die Folgen des Klimawandels

Forderfahig sind Personalausgaben, sofern sich das Personal ausschlie3lich mit Malinahmen zur Verbes-
serung der Klimafolgenanpassung (und ggf. auch des Klimaschutzes) in der Gebietskérperschaft oder dem
Zweckverband beschaftigt. Dazu zahlen z.B. Klimaschutzkoordinatoren, die sich neben dem kommunalen
Klimaschutz auch der Klimafolgenanpassung widmen. Der Antragsteller wird dazu aufgefordert, eine detail-
lierte Aufgabenbeschreibung der zu férdernden Stelle mit einzureichen.

Der Fordersatz fur Personalausgaben liegt fur maximal 3 Jahre bei bis zu 60 % der zuwendungsfahigen
Ausgaben fir Personal im Bereich Anpassung an die Folgen des Klimawandels.

4 Zusammenfassung der Forderquoten

4.1 Forderquoten (FQ) fur die Ziffern 2.1 bis 2.12

Maximale FQ bei korrespondierenden Forderprogrammen

Forder- FQ Klima Kommunalrichtlinie (Minde- Kfw 432 Energieberatung fur

gegenstand | Invest steigenanteil: 15 %; finanz- (Mindesteigenanteil: Nichtwohngebaude
schwache Kommunen: 10 %) | 15 %; finanzschwache von Kommunen

Kommunen: 5 %) (Mindesteigenanteil:

15 %; finanzschwa-
che Kommunen:

5 %)
2.1 100 % (bis | 65 % (Fokusberatung) - -
7.500 €)
2.2 40 % 50 %® (Potenzialstudien) 65 % (Quartierskonzepte) | -
2.3 40 % - 80 %
2.4 40 % 40 % (Energiemanagementsys- | - -
teme)
25 80 % - 65 % (Sanierungsma-
nagement)
2.6 40 %" 20-40 % (Beleuchtung, RLT- - -
Anlagen u.a.)
2.7 10 % 20-25 % (AuRen- und StralRen- - -
beleuchtung)
2.8 30-40 % - - -
2.9 20 % 20-40 % - -
2.10 20 % 30 % (Abwasser- und Trink- - -
wasserbehandlung); Syst. Op-
timierung: 20 %)
2.11 40/80 %° | 50 % (Ausgewihlte MaBnahme) | - -
2.12 60 %9 40-65 % (u.a. Klimaschutzma- -

nagement)

a) nur moglich in ausgewahlten Bereichen

b) bis zu 60 % bei einem mindestens 50-prozentigen Anteil erneuerbarer Energien fiir die Warmeversorgung

c¢) Fur die Weiterentwicklung eines Projektes in der ersten von zwei Stufen (sieche Anmerkungen unter 2.11) wird ein Zuschuss i.H.v.
80 % gewahrt, fur die zweite Stufe betragt der Férdersatz bis zu 40 %

d) Energiemanagement: 40 %, sofern keine verbindliche Kooperationsvereinbarung mit der ThEGA zum Aufbau eines Energiemana-
gementsystems mit kommunalem EMS abgeschlossen wird
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4.2  Vorlaufige Forderquoten (FQ) fur die Ziffern 3.1 bis 3.5

Das BMU Forderprogramm ,Maflinahmen zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels" im Rahmen der
Deutschen Anpassungsstrategie (DAS) wird derzeit Uberarbeitet. Die bisherigen Férdermdglichkeiten des
DAS Programms bleiben bestehen. Vorhaben werden in Abhéangigkeit des Forderschwerpunktes mit bis zu
300.000 € gefordert. Die zukiinftigen Forderquoten sind gegenwartig nicht festgelegt. Bei der nachfolgend
aufgefuihrten Tabelle handelt es sich deshalb um vorlaufige Angaben.

Maximale FQ bei korrespondierendem Fdrderprogramm
Fordergegenstand | FQ Klima Invest DAS-Richtlinie
3.1 100 % (bis 7.500 €) | -
3.2 40 % in Abhangigkeit von Férderschwerpunkt und Eigenbeteiligung von
3.3 80 % 20.000 € bis zu 300.000 €
34 40 %
35 60 % 65 %
5 Antragsverfahren

Antrage konnen fortlaufend gestellt werden. Die Bearbeitung erfolgt in der Reihenfolge des Eingangs von
vollstéandig vorliegenden Antragsunterlagen.

Die Antragsberechtigten kdnnen mehrere Antrage stellen. Die beiden Einstiegspakete (nach Ziffer 2.1 und
nach Ziffer 3.1) kdnnen pro Antragsteller jeweils einmal beantragt werden.

Gemeinden kénnen gemeinsame Antrage stellen, entweder um die Forderschwellwerte zu erreichen, oder
um Skaleneffekte bei der Ausschreibung von gemeinsamen Projekten zu erreichen.

Fur die erganzende Foérderung durch andere Fordermittelgeber als durch diese Richtlinie des Freistaats
Thiringen ist zu beachten, dass bei der Antragstellung jeweils auf die andere beantragte Forderung hinzu-
weisen ist. Die Férdergeber miissen sich dann entsprechend der Verwaltungsvorschriften zu § 44 der Lan-
des- bzw. Bundeshaushaltsordnung miteinander abstimmen. Fir einen Teil der Richtlinien wird eine Ver-
waltungsvereinbarung mit den jeweiligen Fordermittelgebern seitens des TMUEN angestrebt. Uber dann
jeweils gultige Rahmenbedingungen werden wir in diesen Informationen unterrichten.

Mit dem Vorhaben darf erst begonnen werden, wenn die Bewilligung durch die Thiringer Aufbaubank
(TAB) erfolgt ist. Hiervon ausgenommen sind Ausgaben flir Planung, Grunderwerb und Bodenuntersu-
chungen, sofern diese nicht alleiniger Zweck der Zuwendung sind. Im Ausnahmefall kann auf begrindeten
Antrag die TAB in Abstimmung mit dem TMUEN einen vorzeitigen Vorhabenbeginn (auf eigenes Risiko)
genehmigen.

Das geplante Vorhaben ist nach den Grundséatzen der offentlichen Auftragsvergabe in der jeweils gelten-
den Fassung auszuschreiben, zu vergeben und abzurechnen.

6 Best-Practice-Beispiele

Um den Antragstellern eine Orientierung zu ermdglichen sollen an dieser Stelle kinftig Best-Practice-
Beispiele, also Vorbild-Vorhaben, gesammelt und dargestellt werden.

7 Hinweis auf andere Programme

Fur viele Vorhaben kénnen Thiringer Kommunen auch Foérdermittel des Bundes in Anspruch nehmen. Die
Forderung des Landes soll nach Moglichkeit mit der Férderung des Bundes kombiniert werden. Die bereits
erwdhnten Forderprogramme werden hier noch mal zur Information dargestellt. Wenn Fordermittel kombi-
niert werden sollen, muss der Antragsteller bei der Beantragung darauf hinweisen.

7.1 Kommunalrichtlinie des Bundesministerium fir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit:
Richtlinie zur Férderung von Klimaschutzprojekten im kommunalen Umfeld

Geférdert werden sowohl strategische als auch investive Projekte in Kommunen. Zu den Schwerpunkten
gehdren Einstiegsberatungen, Klimaschutzkonzepte und das Klimaschutzmanagement. Aber auch die Um-
ristung von Schulen, Kindergarten und Sporthallen auf LED sowie die Errichtung von Mobilitatsstationen
oder die In-situ Stabilisierung von Abfalldeponien werden geférdert. Weiterhin kénnen auf Basis eines Kon-
zeptes Klimaschutzmanger sowie ausgewahlte Projekte dieser geférdert werden.
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Informationen: https://www.klimaschutz.de/lkommunalrichtlinie

Beratung durch das Service und Kompetenzcenter kommunaler Klimaschutz:
https://www.klimaschutz.de/service/das-beratungsangebot-des-skkk
Beratungshotline 030 39001-170; skkk@klimaschutz.de

Beratung und Beantragung von Forderung beim Projekttrager Jilich:
https://www.ptj.de/klimaschutzinitiative-kommunen
Beratungstelefon 030 20199-577; ptj-ksi@fz-juelich.de

Mdgliche Kombinationen oder Alternative zu

2.1 Einstiegspaket

2.2 THG-Minderungskonzepte (insbesonder Klimaschutz- und Klimaschutzteilkonzepte)

2.3 Konzepte zur energetischen Modernisierung von Gebauden (Klimaschutzteilkonzept Liegenschaf-
ten)

2.6 Gebéaudetechnische Investitionen (LED-Gebaudebeleuchtung, Wéarmeriickgewinnung bei Raumluft
technischen Anlagen, u.a.)

2.7 Investitionen in AuRen- und StrafRenbeleuchtung

2.9 Investitionen in intelligente Verkehrssteuerungen zur Verbesserung des Verkehrsablaufs von
FuRverkehr, Radverkehr und OPNV

2.10 Investitionen in technische EffizienzmalRnahmen bei Abwasser- oder Klar- sowie bei Trinkwasser-
anlagen

2.11 Die Weiterentwicklung von modellhaften oder besonders innovativen Projekten zur Beantragung
bei anderen Fordermittelgebern sowie deren Umsetzung im Falle einer Férderzusage

2.12  Personal fur Klimaschutz- oder Energiemanagement

7.2 Energetische Stadtsanierung — KfW 432
zur Erstellung von energetischen Konzepten und fur die Leistung von Sanierungsmanagern
Informationen:

https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/%C3%96ffentliche-Einrichtungen/Energetische-
Stadtsanierung/Finanzierungsangebote/Energetische-Stadtsanierung-Zuschuss-Kommunen-(432)/

kostenfreie Servicenummer: 0800 539 9008

Mdgliche Kombination mit
2.2 THG-Minderungskonzepte und
2.3 Konzepte zur energetischen Modernisierung von Gebauden

7.3 Energieberatung fur Nichtwohngebaude von Kommunen - BAFA

In der Richtlinie Energieberatung fur Nichtwohngebaude von Kommunen und gemeinnitzigen Organisatio-
nen des Bundesministerium fur Wirtschaft und Energie fordert das BAFA die Energieberatung fir Nicht-
wohngeb&aude von Kommunen. Antragsberechtigt sind die Berater.

Informationen:
http://www.bafa.de/DE/Energie/Energieberatung/Energieberatung Nichtwohngeb%C3%A4ude Kommunen
[sanierungskonzept neubauberatung node.html

Bundesamt fur Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, Telefon: 06196 908-1005

Maogliche Kombination oder Alternative zu
2.3 Konzepte zur energetischen Modernisierung von Gebauden

7.4 Marktanreizprogramm erneuerbare Energien - BAFA

Investitionen in erneuerbare Energien, d.h. Biomasse, Solarthermie und Warmepumpen werden geférdert
Uber die Richtlinien des Bundesministeriums fir Wirtschaft und Energie zur Férderung von MaRhahmen zur
Nutzung erneuerbarer Energien im Warmemarkt.


https://www.klimaschutz.de/kommunalrichtlinie
https://www.klimaschutz.de/service/das-beratungsangebot-des-skkk
https://www.ptj.de/klimaschutzinitiative-kommunen
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/%C3%96ffentliche-Einrichtungen/Energetische-Stadtsanierung/Finanzierungsangebote/Energetische-Stadtsanierung-Zuschuss-Kommunen-(432)/
https://www.kfw.de/inlandsfoerderung/%C3%96ffentliche-Einrichtungen/Energetische-Stadtsanierung/Finanzierungsangebote/Energetische-Stadtsanierung-Zuschuss-Kommunen-(432)/
http://www.bafa.de/DE/Energie/Energieberatung/Energieberatung_Nichtwohngeb%C3%A4ude_Kommunen/sanierungskonzept_neubauberatung_node.html
http://www.bafa.de/DE/Energie/Energieberatung/Energieberatung_Nichtwohngeb%C3%A4ude_Kommunen/sanierungskonzept_neubauberatung_node.html

Anwendungshinweise und ergédnzende Nebenbestimmungen fir die Férderung von Klimaschutz- und Klimafolgenanpassungsmaf3nahmen
in Kommunen 12
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Informationen:
http://www.bafa.de/DE/Energie/Heizen mit_Erneuerbaren_ Energien/heizen mit erneuerbaren energien n
ode.html

Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, Telefon: 06196 908-1625

Maogliche Kombination mit
2.6 Gebaudetechnische Investitionen (bei Investitionen in erneuerbare Energien)

7.5 Weitere Programme des BAFA

Uber die Richtlinie zur Férderung der Heizungsoptimierung durch hocheffiziente Pumpen und hydrauli-
schen Abgleich fordert das BAFA auch weitere MalRnahmen im Gebaudebereich

Informationen:
http://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Heizungsoptimierung/heizungsoptimierung _node.html
Bundesamt fiir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, Telefon: 06196 908-1001

Dieses Programm ist mit dieser Forderrichtlinie nicht kumulierbar.

7.6 Forderung von MaBnahmen zur Anpassung an den Klimawandel (DAS)

Das BMU Forderprogramm ,Maf3nahmen zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels" im Rahmen der
Deutschen Anpassungsstrategie (DAS) wird derzeit Uberarbeitet. Die bisherigen Fordermdglichkeiten des
DAS-Programms bleiben bestehen. Eine Forderung fir Kommunen besteht im Férderschwerpunkt 3
-Kommunale Leuchtturmvorhaben sowie Aufbau von lokalen und regionalen Kooperationen.

Beratung und Beantragung von Férderung bei der Zukunft-Umwelt-Gesellschaft (ZUG):
https://www.z-u-g.org/aufgaben/foerderung-von-massnahmen-zur-anpassung-an-den-klimawandel-das/
Beratungstelefon 030 700 181 777; das-foerderprogramm@z-u-g.org

Maogliche Kombination mit

3.2 Konzepte zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels

3.3 Kompetenzaufbau und Einfihrung von Managementsystemen

3.4 Investitionen an kommunalen Liegenschaften/Infrastruktureinrichtungen
3.5 Personal fiir die Anpassung an die Folgen des Klimawandels


http://www.bafa.de/DE/Energie/Heizen_mit_Erneuerbaren_Energien/heizen_mit_erneuerbaren_energien_node.html
http://www.bafa.de/DE/Energie/Heizen_mit_Erneuerbaren_Energien/heizen_mit_erneuerbaren_energien_node.html
http://www.bafa.de/DE/Energie/Energieeffizienz/Heizungsoptimierung/heizungsoptimierung_node.html
https://www.z-u-g.org/aufgaben/foerderung-von-massnahmen-zur-anpassung-an-den-klimawandel-das/

	Informationen und Anwendungshinweise  zur Richtlinie des Freistaates Thüringen zur Förderung von Klimaschutzmaßnahmen und Maßnahmen zur Klimafolgenanpassung in Kommunen
	- KlimaInvest -
	1 Anwendungsbereich
	2 Fördergegenstände im Bereich Klimaschutz
	2.1 Einstiegspaket
	2.2 THG-Minderungskonzepte
	2.3 Konzepte zur energetischen Modernisierung von Gebäuden und Straßenbeleuchtung
	2.4 Einführung eines kommunalen Energiemanagementsystems
	2.5 Kompetenzaufbau und Einführung von Klimaschutzmanagementsystemen
	2.6 Gebäudetechnische Investitionen
	2.7 lnvestitionen in Außen- und Straßenbeleuchtung
	2.8 Investitionen in E-Mobilität
	2.9 lnvestitionen in intelligente Verkehrssteuerungen zur Verbesserung des Verkehrsablaufs von Fußverkehr, Radverkehr und ÖPNV
	2.10 lnvestitionen in technische Effizienzmaßnahmen bei Abwasser- oder Klär- sowie bei Trinkwasseranlagen
	2.11 Weiterentwicklung von modellhaften oder besonders innovativen Projekten zur Beantragung bei anderen Fördermittelgebern
	2.12 Personal für Klimaschutz- oder Energiemanagement
	3 Fördergegenstände im Bereich Klimafolgenanpassung
	3.1 Einstiegspakete
	3.2 Konzepte zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels
	3.3 Kompetenzaufbau und Einführung von Managementsystemen
	3.4 Investitionen an kommunalen Liegenschaften/Infrastruktureinrichtungen
	3.5 Personal für die Anpassung an die Folgen des Klimawandels

	4 Zusammenfassung der Förderquoten
	4.1 Förderquoten (FQ) für die Ziffern 2.1 bis 2.12
	4.2 Vorläufige Förderquoten (FQ) für die Ziffern 3.1 bis 3.5
	5 Antragsverfahren
	6 Best-Practice-Beispiele
	7 Hinweis auf andere Programme
	7.1 Kommunalrichtlinie des Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit: Richtlinie zur Förderung von Klimaschutzprojekten im kommunalen Umfeld
	7.2 Energetische Stadtsanierung – KfW 432
	7.3 Energieberatung für Nichtwohngebäude von Kommunen - BAFA
	7.4 Marktanreizprogramm erneuerbare Energien - BAFA
	7.5 Weitere Programme des BAFA
	7.6 Förderung von Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel (DAS)




